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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. HAUSER und Genosse~ 
haben am 23. Feber 1979 (eingelangt im Bundeskanzleramt am 
27. Feber 1979) unter der Nr. 2380/Jan mich eine schriftliche 
parlamentarische Anfrage betreffend Planstellen für Bezirks­
anwälte gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: 

"1. Sind bereits Berechnungen darüber angestellt worden, 
wie viele Planstellen insgesamt erforderlich sind, um 
dem Gesetzesauftrag aus 1974 zu entsprechen? 

2. Wie viele Planstellen wurden vom Bundeskanzleramt PUr 
diesen Zweck dem Justizressort zur Verfügung gestellt?' 

3. In welcher Weise soll bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Frist der Fehlbestand au';geglichen werden?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten. 

Zu Frage 1 : 

Das Bundesministerium für Justiz hat bereits bei der Erarbeitung 
des Entwurfes des Strafprozeßanpassungsgesetzes eine erste 
Bedarfsermi t'~lung durchgeführt. Hiebei wur~e festgestellt, 
daß von einem Bedarf von 120 Planstellen auszugehen ist. 
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Zu Frage 2 : 

Sei tens des Bundeskanzleramtes wurden im Sinne einer sparsamen'··, 
und zweckmäßigen Personalbewirtschaftung zu diesem Zweck 
bisher 62 zusätzliche Planstellen zur Verfügung gestellt, 
da die Umstellung schrittweise .v~rgenommen wurdeo Darüber 
hinaus konnte auf Grund der von Etappe zu Etappe gewonnenen 
zusätzlichen Erfahrungen der unabdingbar notwendige Personal­

bedarf im~er besser konkretisiert werdeno 

Zu Frage 3 : 

Hinsichtlich der nunmehr allenfalls noch fehlenden Planstellen 
wird in erster Linie auf andere Bereiche zurückzugreifen 
seino Soweit dies nicht gelingt p besteht überdies die Möglich­

keits> im Laufe des Finan~jahres 1979 entsprechend dem tat-· 
sächlichen Bedarf Vorsorge durch Aufnahme von Vertragsbediensteten 
über den Stand gemäß Punkt 2 Abso 1 des Allgemeinen Teile$ 
des Stellenplanes,zu treffeno 

~ .. i 
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